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Wirtschaftliche und soziale Gesichtspunkte 
im deutschen Steuersystem

Prof. Dr. Hans Ritsdil, Hamburg

WESEN UND FUNKTIONEN DER BESTEUERUNG

Wir können die Besteuerung als eine naditräglidie 
Umformung der freien Einkommensverteilung 

betrachten, die sidi im m arktw irtsdiaftlidien Sektor 
gebildet hat, zugunsten der Gemeinwirtsdiaft des 
Staates und der Kommunen, die für ihre Zwedce und 
Aufgaben nodi nicht über ausreidiende Mittel ver­
fügen. Ein großer Teil der Steuern schöpft zwar nidit 
erst naditräglidi einen Teil der Reinerträge und der 
Einkommen ab, sondern greift bereits in die Bildung 
der Roherträge und der Einkommen ein, er geht in die 
Kosten und somit in  die Preise der Erzeugnisse ein. 
Immer aber bedeutet die Besteuerung, daß Kaufkraft 
aus dem m arktw irtsdiaftlidien Sektor und aus den 
Einzelwirtschaften auf die öffentliche W irtsdiaft über­
führt wird. Die öifentlidie W irtsdiaft tritt aber ihrer­
seits w ieder auf den M ärkten als Nachfrager auf, sie 
kauft Sachgüter und fragt auf den Arbeitsm ärkten 
nadi, sie unterhält in ihrer Beamtensdiaft ständige 
Arbeitskräfte, deren Gehälter wiederum auf den 
G üterm ärkten Nachfrage ausüben.
In der Summe aller Steuern beansprucht der Staat 
einen hohen A nteil des Volkseinkommens, und mit 
der ihm übertragenen Kaufkraft beansprucht er einen 
Teil des Sozialproduktes. Die A bgabenwirtsdiaft des 
Staates ist so dem marktwirtschaftlichen System 
überlagert, und diese überlagernde Abgabenwirtschaft 
ist in ihrer A usgestaltbarkeit bedingt und begrenzt 
durch das ihr unterlagerte m arktw irtsdiaftlidie 
System. Indem der Staat von den Bürgern Steuer­
opfer verlangt, schränkt er damit notwendig die 
M ittel zur Dedcung des Individualbedarfes ein, um 
M ittel für die Dedcung des Gemeinbedarfes zu ge­
winnen.
Die Verteilung der Steueropfer ist nun ein altes und 
immer wieder durchdachtes und um strittenes Problem. 
Sdion Aristoteles hat dies als ein Problem der aus­
teilenden Gereditigkeit gekennzeidinet.
Die moderne Steuerlehre ging von zwei Grundsätzen 
aus, durdi die jene G ereditigkeit erreicht werden 
sollte, von den Grundsätzen der Allgemeinheit und der 
Gleidimäßigkeit der Besteuerung. Die Steuerlehre des 
19. Jahrhunderts sah die Gleidimäßigkeit in einer 
gleidimäßigen Belastung im Verhältnis zur Höhe der 
Einkommen der Staatsbürger verwirklicht. Und als 
gleichmäßig wurde zunächst eine proportionale, später 
eine progressive Einkommenbesteuerung erkaniit. 
W enn man die ganze Steuerlast im Verhältnis zur 
Höhe der Einkommen verteilen wollte, mußten die

V erbraudis- und Aufwandssteuern als Fehler im 
System erscheinen, denn sie knüpfen ja  an die unter­
schiedliche Verwendung der Einkommen an und diffe­
renzieren danach die Steuerlast. Dieser Gesichtspunkt 
drang aber unbem erkt schon in die Einkommensteuer 
selber ein, als man die sogenannte Berücksichtigung 
persönlicher Verhältnisse (Familienstand, Kinderzahl, 
Belastung durdi Krankheiten und Unterhaltspfliditen) 
forderte und verwirklichte. Heute ist nun allgemein 
anstelle einer Belastung allein im Verhältnis nach der 
Höhe der Einkommen die Verteilung der Steuerlast 
zugleich nadi der Verwendung der Einkommen ge­
treten. Damit haben die indirekten Steuern eine 
erneute Rechtfertigung im System erfahren.
Der soziale Gesiditspunkt im Steuersystem müßte, 
sofern er allein entsdieidend sein könnte, zu einer 
Verteilung der Steuerlasten in der W eise führen, daß 
die Steuer unwichtigeren Bedürfnissen und Verwen­
dungsweisen des Einkommens die M ittel entzöge, um 
sie auf wichtigere nodi ungedeckte Gemeinschafts­
zwecke und -bedürfnisse zu übertragen. Logisch zu 
Ende gedadit, müßte dieses System dahin führen, daß 
alle großen Einkommen auf ein gewisses Höchst­
einkommen herabgesteuert würden und daß alle dar­
unter liegenden Einkommen keine Einkommensteuer 
zahlen. Allerdings würde dies dem Grundsatz der 
Allgemeinheit der Steuer widerspredien, der indes 
ohnehin in der Einkommenbesteuerung mit der 
Steuerfreiheit des Existenzminimums schon preis­
gegeben ist.
Nun hat aber das Steuersystem auf die Funktions­
fähigkeit der unterlagerten-M arktw irtsdiaft Rücksicht 
zu nehmen, ja  es ist in seiner eigenen Funktions­
fähigkeit dadurch bedingt. Und hier liegen nun die 
wirtschaftlichen Gesichtspunkte des Steuersystems. 
Fassen w ir sie ins Auge, so zeigt sich als erstes, was 
die Steuerlehre lange übersehen hat, daß die Ein­
kommen in der heutigen W irtschaftsordnung eine 
dreifache Funktion haben:

1. Das Einkommen dient dem Unterhalt und dem 
laufenden Bedarf des W jftschafters und seiner 
Familie in einem Haushalt.
2. Ein Teil des Einkommens dient der Ersparnis 
und speist damit die volkswirtschaftliche Kapital­
bildung, mit der die Erweiterung der Erzeugungs­
anlagen finanziert wird — erw eiterte Reproduktion.
3. Die Möglidikeit, durdi M ehrleistung und Mehr­
arbeit das Einkommen zu steigern, löst die Antriebe 
zur Entfaltung wirtsdiaftlicher Energien im m arkt­
wirtschaftlichen System aus, die incentives, wie sie 
die angelsächsisdie Theorie nennt.
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Nicht nur die Einkommensteuer, sondern das Steuer­
system als Ganzes wird so angesetzt w erden müssen, 
daß keine dieser drei Funktionen des Einkommens 
ausgesdialtet wird oder verkümmert.
Der s o z i a l e  Gesichtspunkt in der Besteuerung er­
fordert, die Erfüllung der ersten Funktion des Ein­
kommens sidierzustellen. Ihm entspricht in den Grund­
sätzen der modernen Einkommensteuer die Steuer­
freiheit des Existenzbedarfes und die erst langsam, 
dann stark  ansteigende Progression bei wachsendem 
Einkommen, das — nadi sozialer W ertung — immer 
unwichtigeren Bedürfnissen und Zwecken der Einzel­
wirtschafter dienen wird. Ihm entspricht ferner die 
.Berücksichtigung der persönlichen V erhältnisse“ in 
der Einkommensteuer und die zusätzliche Belastung 
des Verbrauchs und Aufwands an entbehrlichen 
Gütern (Güter des „M assenluxus“ und des aus 
gesprochenen Luxus) durch Aufwands- und Verbrauchs 
steuern und durch differenzierte Umsatzbesteuerung 
Der wirtschaftliche oder besser V o l k s w i r t  
s c h a f t l i c h e  Gesichtspunkt der Besteuerung er 
fordert die Berücksichtigung der zweiten und de 
dritten Funktion des Einkommens. Für die Berück­
sichtigung der Funktion der Kapitalbildung habe ich 
zuerst schon im Jahre 1925 gefordert, daß für die 
nachgewiesen ersparten Teile des Einkommens die 
Progression der Einkommensteuer früher enden müsse. 
Diese Forderung wird im heutigen deutschen Ein­
kommensteuergesetz in § 10 und bisher in § 32 a 
erfüllt. N adi § 10 werden langfristig gebundene Er­
sparnisse bis zu einer nach dem Familienstande 
differenzierten Grenze ganz von der Einkommensteuer 
freigestellt. H ier soll ein direkter Anreiz zur Spar- 
kapitalbildung gegeben werden.
Der dritten Funktion des Einkommens, mit der Mög­
lichkeit seiner Steigerung einen Antrieb für die Ent­
faltung wirtschaftlicher Energien zu gewährleisten, 
dient das Auslaufen der Progression, d. h. ein Tarif 
der Einkommensteuer, der für die höchsten Einkom- 
kommenstufen den Steuersatz nie auf hundert Prozent 
steigen läßt. Die neueste Novelle zum Einkommen­
steuergesetz sieht eine Obergrenze — mit einem 
häßlichen finanztechnischen Ausdruck auch Plafond 
genannt — von 80 ®/o des Gesamteinkommens vor. 
Damit haben wir nun aber die wirtschaftlichen Ge­
sichtspunkte nur vom Blickpunkt des Einkommens 
aus betrachtet. Sie spielen indes auch eine bedeutende 
Rolle in den Unternehmungen und den Körperschaften 
in der Behandlung der Abschreibungen, der Selbst­
finanzierung, in der Förderung der Ausfuhrgewerbe 
und des Wohnungsbaues.

GRÖSSENORDNUNG UND MASS DER BESTEUERUNG 

Das Steuersystem und die Verteilung der gesamten 
Steuerlast auf die verschiedenen Steuerarten werden 
verschieden sein müssen nach der Höhe der gesamten 
Steuerlast, nach der Verwendung der Steuermittel, 
nach der Einkommens- und Vermögensschichtung und 
damit nach dem Reichtum oder der Armut eines 
Volkes. H ier haben sich nun bedeutende W andlungen

in der deutschen W irtschaft und in der Größenordnung 
der Steuerbelastung vollzogen. So betrugen (in Mrd. 
M ark bzw. DM) in  den Jahren

_______  1913 1949

das Sozialprodukt 53,5 75,0
r.

4.0 = 7,6 Vp 18,8 =  25,0 V«
1.4 = 2,5 «/» 6.6 =  8,8 V#
5,4 = 10,1 Vo 25,4 =  33,8 “/d

d ie  Sozialversicherungsbeiträge 
zusammen
(Diese und d ie folgenden Ziffern sind e iner Denkschift des B undes-' 
finanzm inisterium s vom  A pril 1950 über ,D ie  Entwidtlung der 
Steuereinnahm en im Laufe der le tz ten  40 Ja h re “ entnommen.)

Die Belastung je  Kopf der Bevölkerung berechnet 
sich für die gleichen Jahre wie folgt:

1913 1949
durch S teuern 
Sozialversicherung

68,— M 
23,— M

394,— DM 
138,— DM

Die Belastung je  Kopf ist also sowohl für die Steuern 
wie für die Sozialversicherung auf das Sechsfache ge­
stiegen, unter Berücksichtigung der Kaufkraftsenkung 
aber auf das Dreifache. W ohlgemerkt sind aber die 
Löhne und Einkommen nicht im Maße dieser Kauf­
kraftsenkung gestiegen.
Die Belastung durch Steuern und Sozialversicherungs­
beiträge ist also von 10,1 Vo des Volkseinkommens im 
Jahre 1913 auf 33,8 Vo im Jahre 1949 gestiegen. Als 
Vergleichsziffern werden angegeben für das Jah r 1948 
für Großbritannien 34,1 Vo und für die USA. 22,9 “/o. 
Daß diese prozentuale Belastung für Deutschland aber 
weit schwerer wiegt, zeigen die Zahlen der absoluten 
Beträge, die je  Kopf umgerechnet in DM nach Ent­
richtung der Steuern und Beiträge „noch verfügbar 
sind für Verbrauch und Investitionen":

im  R e i*  im Jah re  1913 1004,— M
in  der B undesrepublik im  Jah re  1949 645,— DM
ln  den USA. 2447,— DM
in  G roßbritannien  1256,— DM

In ganz groben Zügen spiegelt sich nun die Abhängig­
keit der Struktur des Steuersystem s von W ohlstand 
und Armut, relativ geringerer und hoher Steuer­
belastung in dem Anteil der großen Steuergruppen 
wider, den sie zum Gesamtsteueraufkommen stellen:

A nteile  der S teuern  vom :
Land Jah r Einkommen G rundbesitz u. Um satz und

u . V erm ögen G ew erbebetrieb  V erbraudi

im Reich 1913 47,5 16,5 36.0
1929 48,7 16,2 35,0
1932 34.9 19.0 46,0
1939 50.4 14,1 35.5

im Bund 1950 36,9 11.4 51,0
in  den USA. 1948 69,5 6.7 15,5
in  G roßbritannien 1948 50,0 49,7
Diese Prozentzahlen ste llen  wohl nur N äherungsw erte  dar und 
ergänzen sidi nicht immer auf 100. In  den  USA. muß ein A nteil 
von  8,3 '/o auf S teuern  entfallen , d ie sidi un ter d ie drei Gruppen 
n id it einordnen lassen.

Diese Statistik zeigt, daß 1929 in einem Jahre w irt­
schaftlicher Blüte fast die gleichen Anteilsätze der 
drei S teuergnippen sich wieder eingespielt hatten wie 
im Jahre 1913. A ndererseits entsprechen die V erhält­
niszahlen des Jahres 1932 in der schweren Stockung 
ungefähr denen des Jahres 1950. Es braucht nicht aus­
geführt zu werden, daß die relative Armut der deut­
schen W irtschaft heute auf anderen Faktoren beruht, 
daß die Steuerlast w eit höher ist.
Vergleichen w ir mit diesen Ziffern die Anteilsätze 
der direkten und der indirekten Steuerö in den USA.
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und in England, so spiegeln sie deutlich wider, daß 
der größere W ohlstand — und in Amerika der 
relativ geringere A nteil der Steuerlast am Volks­
einkommen — es erlaubt, die Steuerlast zu einem 
größeren Teil auf die Einkommensteuer zu legen.
In der Statistik sind die Steuern vom Umsatz und 
Verbrauch in einer Gruppe zusammengefaßt. Legen 
wir sie auseinander, so erhalten wir für die haupt­
sächlichen Steuern des Bundes und der Länder nach 
einer Zusammenstellung, in  der die Grund-, Gebäude- 
und Gewerbesteuern allerdings fehlen ‘), für das 
Kalenderjahr 1950 folgende Zahlen;

Steuerart in M ill. DM

I. Lohnsteuer
V eran lag te  Einkom m ensteuer
K örperschaftsteuer
V erm ögensteuer
N otopfer Berlin______________

1 706,0
2 031,4 
1 429,0

105,7
358,0

Summe I
II. Zölle und V erbraud issteuern

III. U m satzsteuer

5 630,1
6 481,9 
4 595,5

Hinzu kommen vor allem die Ertragssteuern der 
Länder bzw. Gemeinden, die im .Jahre 1949 ein Auf­
kommen von 2147 Mill. DM aufwiesen )̂. Für 1950 
wurden die Steuereinnahm en der Gemeinden auf
2,3 Mrd. DM angesetzt.
Es besteht kein Zweifel, daß die Steuerlast trotz der 
sehr hohen Progressivsätze der Einkommensteuer und 
des hohen Satzes der Körperschaftsteuer stark nach 
unten drückt, das gilt vor allem auch von der Umsatz­
steuer, die jetzt noch von 3 auf 4 “/o erhöht wird. 
Unsere Gruppe I in  der oben angegebenen Zusam­
menstellung ist im wesentlichen nach dem Einkommen 
und nach dem Gewinn der Körperschaften angesetzt, 
die Verm ögensteuer belastet den Vermögensertrag. 
H ier ist die Zuteilung der Steuerlast übersehbarj 
soziale und wirtschaftliche Gesichtspunkte können 
zur Geltung gebracht werden. Fraglich ist dies schon 
bei der Körperschaftsteuer, von der neuerdings an- 
genormnen wird, daß auch sie überwiegend oder 
mindestens zur Hälfte überwälzt werde ®). Dasselbe 
gilt bekanntlich für die Gewerbesteuer, nicht dagegen 
für die ländliche Grundsteuer, und bei festgehaltenen 
M ieten auch nicht mehr für die städtische Grundsteuer. 
Die Gewerbesteuer erbrachte im Jahre 1949 rund 
1105 Mill. DM. Diese in die Preisbildung als Kosten­
elemente eingerechneten Steuern können wir als a l l ­
g e m e i n e  Preissteuern bezeichnen, während die 
speziellen Verbrauchssteuern sich als b e s o n d e r e  
Preissteuern darstellen imd als solche auch vom 
Gesetzgeber gewollt sind.
Die allgemeinen Preissteuern erscheinen nun als die 
sozial ungünstigste Form, sie verteuern  durchgehend
*) Zusam m engestellt, aus: B undessteuerblatt 1, Jahrgang  N r. 6̂
*) N adi e iner Zusam m enstellung des Bundesfinanzministeriuma 
über d ie S teuereinnahm en im Jah re  1949 vom  26. A pril 1950.
•) Eine Überwälzung a ller d irek ten  S teuern  im Betriebe nimmt 
Schmölders an: .D ie Einkom m ensteuer der Betriebe und die
K örpersdiaflssteuer sowie d ie betriebliche V erm ögenssteuer sind 
langst als a lljäh rlid i w iederkeh iende Last zu einem  der wesent* 
liehen K ostenbestandteile avanciert, m it dem die B etriebe und 
Gesellschaften selbst dann zu rechnen haben, w enn auf ihren 
M ärkten erheb lid ier Preisdruck und w eitgehender W ettbew erb 
herrscht.* Schmölders: S teuersystem  und W ettbew erbsordnung.
Ordo, Jahrbuch für d ie O rdnung von  W irtschaft und Gesellschaft. 
Band III, S. 153.

die Lebenshaltung und w irken unterschiedslos als 
eine Last, die proportional zum Einkommen steht. 
Rechnen w ir die Erträge der Umsatzsteuer und der 
Gewerbesteuer (für 1950 gleich 1949 gesetzt) zu­
sammen und fügen w ir die Hälfte der Körperschaft­
steuer hinzu, so kommen wir auf einen Betrag dieser 
allgemeinen Preissteuern von 6414 Mill. DM. Hinzu 
kommt ein hoher Anteil der M ineralölsteuer, die
67,3 Mill. DM erbrachte, der Kraftfahrzeugsteuer 
(338,5 Mill. DM) und der Beförderungssteuer (239,6 Mil­
lionen DM ohne Angaben des Anteils der Güter­
beförderungssteuer, der in früheren Jahren etwa drei 
Fünftel ausmachte). Nehmen wir einen Teil der Zoll­
belastung (604,5 Mill. DM) hinzu, so kommen w ir auf 
eine in das allgemeine Preisniveau einfallende Last 
dieser überwälzten allgemeinen Preissteuern von 
über 7 Mrd. DM.
Dieser Summe steht dann nurm ehr ein Aufkommen 
der nach dem Einkommen angesetzten Steuern von 
unter 5 Mrd. DM gegenüber, nachdem wir die Hälfte 
des Körperschaftsteuerertrages als mutmaßlich über­
wälzt dort abgesetzt haben. Und von diesen Steuern 
entfällt auch noch ein großer Teil auf die kleinen und 
mittleren Einkommen.
Bei der gegebenen Einkommens- und Vermögensver­
teilung ist eine so hohe Steuerlast, wie sie der 
moderne Staat umlegen muß, eben nicht aufzubringen, 
ohne die breite Masse der kleinen und leider auch 
der kleinsten Einkommen stark mit heranzuziehen. 
H ier ist nun die Schwarzweißmalerei, die mit dem 
Lobe der direkten und der Verurteilung oder Minder­
schätzung der indirekten Steuern nach alten Maß­
stäben immer noch getrieben wird, sehr veraltet. Das 
Bedenkliche sind nicht die Spezialakzisen, die auf den 
„Massenluxus" fallen, sondern die allgemeinen Preis­
steuern, die ich eben aufzählte. Allerdings besteht 
hier die Möglichkeit zu einer teilweisen Überwälzung 
zweiten Grades ■•), die mit der Einführung der Steuer 
oder einer Erhöhung ihrer Sätze einsetzen kann. Sie 
wird vollzogen, indem die Löhne im Maße der V er­
teuerung der W aren erhöht werden. Ein Teil der 
S teuerlast wird hier seitlich herausgedrängt auf die 
Gruppen, die ihre Einkommen nicht entsprechend er­
höhen können wie Rentner, Sozialrentner, meist auch 
die Beamten, m itunter auch die Landwirte. Ein Teil 
der überwälzten Last kehrt indes in einer dritten 
W elle nun auch wieder zu den Lohnempfängern 
zurück mit der allgemeinen weiteren Verteuerung der 
W aren infolge der Lohnerhöhung.
Eine Tendenz zu dieser Überwälzung zweiten Grades 
bei der Einführung neuer Steuern oder der Erhöhung 
von Steuersätzen im Gebiete der allgemeinen Preis­
steuern wird immer vorhanden sein, wenn starke und 
wachsame Gewerkschaften vorhanden sind. H ier be­
steht aber immer die Gefahr, daß die Last nun bei 
den Schwächsten und den Unorganisierten liegen 
bleibt oder nochmals in einer dritten W elle wieder 
zurückschlägt.
*) V ergl. dazu H ans R itsdil: Theorie d e r S taatsw irtschaft und 
Besteuerung. Bonn 192S, S. 91 f.
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Gegenüber den allgemeinen Preissteuern verdienen 
nun ohne Zweifel die besonderen Preissteuern auf 
entbehrlichere Güter den Vorzug. Nachdem wir einen 
Teil der Zölle den allgemeinen Preissteuern zu­
geschlagen haben, verbleiben für die besonderen V er­
brauchssteuern rund 6 Mrd. DM des Steueraufkom­
mens im Jahre 1950.
Die wichtigsten dieser Steuern sind die Tabaksteuer 
mit einem Ertrage von 2059,2 Mill. DM, die Zucker­
steuer mit 367,1 Mill., Biersteuer mit 337,0 Mill., 
Kaffeesteuer mit 329,0 Mill. und das Spiritusmonopol 
mit 480 Mill. DM.
Als anstößig erscheint in dieser Gruppe die Zucker­
steuer, sofern sie eben gerade auch den Küchenbedarf 
belastet. Als der Vorschlag des Bundesfinanzmini­
steriums, zur Dediung zusätzlichen Bedarfes eine Süß­
warensteuer zu erheben, fiel, hätte man sie doch 
anstelle der bisherigen und jetzigen Zuckersteuer 
einführen sollen. Auch die Salzsteuer, die in der Zeit 
vom 1. April bis zum 31. Dezember 1950 immerhin
28,5 Mill. DM erbrachte, ist ein altes Beispiel einer 
unsozial angesetzten Steuer, wenn auch heute kaum 
m ehr als ein Schönheitsfehler gegenüber der all­
gemeinen Umsatzsteuer und den anderen allgemeinen 
Preissteuern.
Günter Schmölders verdanken w ir eine sehr auf­
schlußreiche Untersuchung über den „Steuergehalt" 
einzelner verbrauchsabgabepflichtiger Waren®). Bei 
der Berechnung wird „besonders der Anteil der Zölle 
und Verbrauchssteuern sowie der Umsatzsteuer be­
rücksichtigt".
Schmölders errechnet den Steuergehalt im Kleinver­
kaufspreis (in Vo) von
Kaffee 44,4 Tee 45,5

Bier 19,5
Z igaretten  71,15

38,4

Zucker 
Branntwein 
Z igarren 
Zündw aren 
L otterielosen

36.5 
42,0 
43.75
55.5 
20

B eförderungsleistungen 11

Salz 
Leuditm itteln 

(Glühbirnen) 15.5

Schmölders weist darauf hin, daß hier bei den beson­
deren Preissteuern durch das Hinzutreten der Um­
satzsteuer noch Steuern auf die Steuer zu zahlen 
sind, indem die Umsatzsteuer sich auf den bereits 
durch die Akzise verteuerten  Umsatz bezieht. Bei der 
Kaffeebesteuerung mache diese Steuer auf die Steuer 
mindestens 35 Vo aus. Andererseits beziehen sich aber 
auch die Handelsspannen auf die um die Steuer ver­
teuerten Einstandspreise, so daß wir auch davon 
sprechen können, daß hier aus der Steuer ein Gewinn 
erzielt wird.
Zum Vergleich seien die Sätze der britischen purchase 
tax genannt, sie betragen in der unteren Stufe 33,3 ®/o, 
in der mittleren für bessere W aren 66,6 Vo (darunter: 
bessere Textilwaren, Schirme, Koffer, Hüte, Hand­
schuhe, Möbel aller Art, Dekorationsstoffe, Rundfunk­
empfänger, Uhren, Spielwaren, Beleuchtungskörper). 
Für Luxusartikel beträgt der Steuersatz 100 Vo (dar­
unter: Seidenstoffe, Kissen, Teppiche, Uhren aus 
Edelmetall, Bilder). Da die purchase tax als Um-
*) D enksdirift des Finanzw issenschaftlidien Forsdiungsinstitu tes 
an  der U niversitä t Köln vom  25. A pril , 1951 — niciit im Buch­
handel, abgeschlossen im M ärz 1951.

satzsteuer vom Großhandel erhoben wird, macht 
der S teuergehalt am Kleinverkaufspreis nur etw a 10 
bis 33 Vo aus, wenn m an einen Aufschlag des Einzel-^ 
handels von 50 Vo zugrunde legt. Für M assenver­
brauchsgüter bestehen aber auch in England daneben 
hohe Akzisen oder Zölle.
In unserem  System fällt auf, daß Zucker und Zünd­
w aren viel zu hoch belastet sind, während Bier eine 
weit größere Steuerbelastung tragen könnte, wie es 
in anderen Ländern der Fall ist.

STEUERVERWENDUNG UND STEUERBELASTUNG 
Adolph W agner hat in den 1890er Jahren darauf hin­
gewiesen, daß im modernen S taate neben den „Rechts­
und Machtzweck“ der „Kultur- und W ohlfahrtszweck“ 
träte. In der Tat sind heute und seit dem ersten W elt­
kriege die Aufwendungen für diesen W ohlfahrts­
zweck immer bedeutsam er geworden. W agner hatte 
die Progression der Einkommensteuer aus einem 
„sozialpolitischen Gesichtspunkt" zu rechtfertigen ver­
sucht. Die progressive Einkommensteuer sollte eine 
Umleitung der Einkommensverteilung in  der W eise 
vornehmen, daß sie die großen Einkommen kürze, um 
durch soziale W ohlfahrtsleistungen die kleinen Ein­
kommen zu ergänzen. Heute ist es bereits so, daß 
der Ertrag der gesam ten Einkommensteuer, der V er­
m ögensteuer und der halbe Ertrag der Körperschaft­
steuer — von dem wir annahmen, daß er nicht über­
wälzt werde — m it knapp 5 Mrd. DM einem Sozial­
aufwand allein des Bundes von etwa 5,25 Mrd. gegen­
übersteht.
Eine Aufgliederung der Ausgaben des Bundes nach 
der Istrechnung für das H aushaltsjahr 1950/51 ergibt 
folgendes Bild (in Mill. DM):

Besatzungskosten und B esatzungsfolgelasten 4 292,2
Soziale K riegsfolgelasten 3 130,3
Sonstige Soziallasten 1 778,1
Finanzhilfe für Berlin 512,5
Subventionen und W irtschaftsförderung 1 008,1
Schuldendienst 147,3
V ersorgungsbezüge 49,9
ü b rig e  A usgaben  901,3
Summe der A usgaben 11 819,7

Ein Teil des Sozialaufwands steckt noch in  den
großen Posten der Subventionen und in  den übrigen 
Ausgaben. Fassen w ir diese Posten zusammen (in 
Mill. DM):
Soziale K riegsfolgelasten 3 130,2

darun ter: K riegsopferversorgung 2 179,5
Sonstige Soziallasten  1 778,1

d arun ter: A rbeitslosenhilfe  971,9
Zuschüsse zur Sozialversicherung 806,1 

Subventionen 
für eingeführte  Lebensm ittel und
D üngem ittel 463,1 — ohne Düngem ittel e tw a 380,0

Förderung des W ohnungsbaus 391,1
Summe des Sozialaufw andes des Bundes 5 679,4

Der Sozialaufwand macht so fast 50«/o der Ausgaben 
des Bundes aus. Ein sehr hoher Betrag für Sozial­
aufwand aller A rten steckt nun aber auch in  den 
H aushalten der Länder und der Gemeinden. Der 
zweithöchste Gesamtposten sind die Besatzungskosten, 
die bei uns anstelle der Aufwendungen für eine 
eigene W ehrmacht stehen.
Der ungeheure Anstieg der Staatsausgaben im 
m odernen Staate geht ja  im wesentlichen auf diese

VII/18



Ritsdil; Deutsches Steuersystem

beiden Faktoren zurück, aut die Verteuerung des 
Rüstungsaufwands und die steigenden Soziallasten. 
Für das Steuersystem ergibt sidi damit die not­
wendige Folge, daß audi die breiten unteren Gruppen 
der kleinen Einkommen stark  zu den Steuerlasten 
mit herangezogen w erden müssen, denen zugleidi die 
Sozialaufwendungen wieder zugute kommen.
Sinnvoll ist es nun allerdings, diese Last möglidist 
nidit in  Form von allgem einen Preissteuern auf­
zuerlegen, die erst in  fragwürdigen Überwälzungs­
vorgängen zweiten und dritten  Grades verteilt werden 
und dann wieder Anpassungen der Renten und Unter­
stützungen erfordern. H ier sind die speziellen Ver- 
braudissteuern vorzuziehen, die eindeutig auf den 
nidit lebensnotwendigen V erbraudi fallen, also von 
den Allerärm sten „vermieden" werden können.

SOZIALE UND WIRTSCHAFTLICHE GESICHTSPUNKTE 

Eine system atisdi entwidcelte Finanzpolitik wird es 
ablehnen müssen, das S teuersystem  abwediselnd in 
den Dienst der Sozialpolitik, der Bevölkerungspolitik 
oder der W irtsdiaftspolitik zu stellen. Wo die An­
satzpunkte für die notwendige Berüdssiditigung 
sozialer und w irtsdiaftlidier Funktionen, die im 
Gesamtsystem der W irtsdiaft erfüllt sein müssen, 
liegen, habe id i eingangs entwidielt. Je  stärker nun 
auf der einen Seite die sozialen Verpfliditungen des 
Staates entw idielt und entfaltet werden, je  höher auf 
der anderen Seite die Gesam tsteuerlast und damit der 
A nteil steigt, den der Staat am Volkseinkommen be­
ansprudit, desto m ehr steigt die Abhängigkeit der 
staatlid ien  Finanzwirtsdiaft von der Lage der ge­
sam ten Volkswirtsdiaft, also von den Konjunkturen. 
Der Staat selber gewinnt damit ein ursprünglidies 
Interesse, den dynam isdien Rhythmus des marktwirt- 
sdiaftlidien Systems in  eine gleidimäßige Entfaltung 
umzusetzen. Dieses Problem einer Einordnung der 
Finanzwirtsdiaft in eine übergeordnete Politik der 
Vollbesdiäftigung steht hier im einzelnen nidit zur 
Rede ®). Aber eine soldie Koordination ist die V oraus­
setzung für eine stetige Finanzpolitik und ein audi 
in seinen W irkungen gleidibleibendes Steuersystem. 
Leider ist nun in  W estdeutsdiland der beste Zeitpunkt 
für eine durdigreifende „organisdie" Steuerreform ver­
paßt worden! sie hätte mit der W ährungsreform ein­
geführt w erden müssen. Allerdings stand dem die 
Hemmung durdi eine engherzige Aufsidit der Be- 
satzungsm ädite entgegen, denen Verbesserungen 'des 
Systems nur sdirittweise abgerungen werden konnten. 
Die drüdcenden und maßlosen Steuergesetze, die der 
Kontrollrat erlassen hatte, bedeuteten ja  den Abbau 
w iditiger sozialer und w irtsdiaftlidier Elemente des 
deutsdien Steuersystems, die erst nadi und nadi 
wieder eingefügt werden konnten.
Es zeigte sidi, daß vor allem die Progressivsätze der 
meisten Steuern in einem Maße überspannt waren, 
daß sie die Entfaltung w irtsdiaftlidier Energien lahm­
legten und audi in den unteren Stufen, etwa der Ein­
kommensteuer, einen übermäßigen Drude bedeuteten.
•) Vergl. dazu: H ans Rltschl: Die Prinzipien der Staatsw irtschaft, 
F inanzardiiv Band 12, H eft 4, 1951.

Vor allem w ar mit diesen überhöhten und vielfadi 
sidi übersdineidenden und überhäufenden Steuern die 
Funktion der Kapitalbildung lahmgelegt worden. Mit 
der Einfügung des § 10 a und mit den Bestimmungen 
des § 32 a wurde die Kapitalbildung begünstigt und 
angereizti die jetzt vorgesehene Reform bringt er­
neute Einsdiränkungen und Änderungen dieser Be­
stimmungen, um aus der Einkommensteuer ohne eine 
Änderung des Tarifes einen höheren Ertrag — man 
hofft auf eine Milliarde DM — herauszuwirtsdiaften. 
W enn man früher geglaubt hat, durdi eine sdiarfe 
und hohe Progression an sidi sdion eine geredite V er­
teilung der S teuerlast zu erreidien, so zeigte sidi 
bald in der Erfahrung, daß damit teils die nidit be- 
aditete zweite und dritte Funktion der Einkommen 
n id it mehr ausreidiend erfüllt werden konnte. A nderer­
seits aber zeigte sidi audi, daß der W iderstand der 
Steuerzahler wudis, daß Hinterziehungen und ein 
Ausweidten, wo immer es möglidi war, versudit und 
immer mehr üblidi wurden. Dann allerdings steht die 
Gereditigkeit nur auf dem Papier. Diese Überspan­
nungen mußten beseitigt werden, und sie sind wenig­
stens gemildert worden. Die Steuerm oral hat indes 
unter diesen Überspannungen sehr gelitten, und es 
wird einer langen Zeit gefestigter Finanzpolitik 
bedürfen, sie wieder herzustellen.
Für den weiteren Umbau des deutsdien Steuersystem s 
bleiben die Aufgaben, offensiditlidie Doppel- und 
M ehrfadibesteuerungen abzubauen, das System so zu 
gestalten, daß es sidi gegenüber den Gesellsdiafts- 
formen neutral verhält, statt bald die eine, bald die 
andere Form zu begünstigen. Sdiwere Ungleidiheiten 
sind audi entstanden durdi die sehr untersdiiedlidie 
Beredinung und Erfassung der Lohneinkommen und 
der frei veranlagten Einkommen. Im Gesamtsystem ist 
vor allem eine Reform der Umsatzsteuer in  Riditung 
einer weiteren Differenzierung dringlidi.
Ohne Zweifel befinden sidi die sozialen und die wirt- 
sdiaftlidien Anforderungen auf den ersten Blidc im 
W idersprudi, aber eine tiefere Betraditung wird dodi 
darauf stoßen, daß die Erfüllung der w irtsdiaftlidien 
Funktionen in  der Produktion und in der Verteilung, 
in der Kapitalbildung und in der Steigerung der Pro­
duktivität die Voraussetzung sind für eine Hebung 
des Lebensstandards der Bevölkerung. W erden hier 
Opfer audi von den unteren Einkommensgruppen 
notwendig verlangt, so w ird es um so mehr not­
wendig sein, den Luxusaufwand zu besdiränken. Das 
ist nidit nur eine Aufgabe der Besteuerung, wofür 
dieses M ittel allein nidit ausreidit, sondern audi eine 
Frage der sozialen Disziplin und des Taktes. Häufig 
sind indes in der Tat die sozialen und die wirtsdiaft- 
lidien Gesiditspunkte im W idersprudi, und es muß 
dann abgewogen und entsdiieden werden. So werden 
jede Erhöhung oder Neueinführung einer besonderen 
V erbraudissteuer oder die Belastung einzelner W aren­
gattungen zu erhöhten Sätzen in einer differenzierten 
Umsatzsteuer, die betroffenen W irtsdiaftszweige mit 
Absatzrüdcgängen und der Notwendigkeit von Er- 
zeugungseinsdiränkungen und von Umstellungen be­
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drohen. Bekanntlidi brachten diese Befürchtungen die 
Süßwarensteuer zu Fall, ebenso erforderten sie eine 
Senlcung der steuerlichen Belastung der Zigarren.
H ier ist nicht nur das Gruppeninteresse der betroffe­
nen W irtschaftszweige im Spiele, das dann für A rbeit­
geber und Arbeitnehmer in  der gleichen Richtung 
liegt, sondern auch das Interesse der Staatswirtschaft 
insofern, als mit einer Arbeitslosigkeit in den belaste­
ten  Zweigen die Sozialaufwendungen steigen, während 
die Steuereinkünfte von den Gewerbebetrieben sinken. 
Diese W iderstände und Hemmnisse haben leider zur 
Folge, daß in Finanznotlagen immer wieder der W eg 
des geringeren W iderstandes in der Richtung gesucht 
wird, die allgemeinen Preissteuern zu erhöhen, bei 
denen sich der Nachfragerückgang auf viele M ärkte 
verteilt.

Es ist deutlich, daß eine umfassende und durch­
greifende Steuerreform nicht denkbar ist, ohne daß 
sie Umstellungen und Anpassungsvorgänge im m arkt­
wirtschaftlichen Sektor hervorrufen muß, die mit ge­
wissen Kapitalentwertungen und mit zeitweiser Frei­
setzung von A rbeitskräften verbunden sind. Solche 
Reformen sind schwer durchführbar in einer Zeit, in 
der die Finanzen aufs Äußerste angespannt sind. Der 
bequemere W eg ist natürlich immer, Steuersenkungen 
und Erleichterungen durchzuführen, sobald die Finanz­
lage das erlaubt. H ier erscheint es nun unter den 
sozialen Anforderungen als besonders dringlich, daß 
die überholten Sätze des Existenzminimums in der 
Einkommensteuer erhöht werden müssen. Es ist die 
Aufgabe der Finanzpolitik, an einer fortgesetzten V er­
besserung des Steuersystem s zu arbeiten.

Sum m ary: E c o n o m i c  a n d  S o ­
c i a l  A s p e c t s  o f  t h e  G e r m a n  
T a x  S y s t e m .  T he fiscal econom y of 
th e  s ta te  w h id i th rough  tax a tio n  de­
m ands a  h igh  p ropo rtio n  of th e  national 
Incom e an d  of th e  n a tio n a l p ro ­
duct, is  o v erly in g  th e  m a rk e t system  
of th e  econom y, and  in  i ts .  po ssib ilit­
ie s  it  is  based  on  and lim ited  b y  th e  
m a rk e t system . So th e  ta x  system  
m u st n o t en d an g er th e  function ing  of 
th e  m ark e t, a  po in t w hich  stre sse s  
its  econom ic aspects. For w hile  the  
soc ial a sp ec t of tax a tio n  is to  safe­
g u a rd  th a t function  o f incom e w hich  
is to  be a  m eans o f su s ten an ce  for 
econom ic m an, th e  n a tio n a l econom ic 
a sp ec t is  to  sa feguard  th a t  function  
o f incom e aim ing a t  th e  fo rm ation  
of cap ita l and  an  in cen tiv e  fo r h igher 
efficiency. D istribu tion  o f th e  ta x  
b u rd en  on  th e  d ifferen t ca teg o rie s  of 
ta x e s  w ill h av e  to  v a ry  in  acco rdance  
w ith  th e  e x ten t of tax a tio n , th e  
ap p ro p ria tio n  of th e  ta x  rev en u e  an d  
th e  stru c tu re  of incom e an d  p ro p erty . 
T he changes th a t h av e  tak en  p lace  in 
th e  G erm an econom y, a re  com pared  
w ith  th e  ex ten t an d  d istrib u tio n  of tax  
bu rd en s in  th e  USA. and  G reat B ritain . 
T he h igh  financial req u irem en ts  on 
th e  ex is tin g  d is trib u tio n  o f incom e 
an d  p ro p e rty  dem and  a  tax a tio n  also  
o f th e  b ro ad  m asses of th e  population , 
a n d  thus th e  system  of in d ire c t taxes 
ap p ears  in  a  new  light. In  th is  system , 
specia l p rice  tax es  on  less essen tia l 
com m odities a re  defin ite ly  p re fe rred  
to g en era l p rice  tax es  which hav e  the  
ten d en cy  of re p e a te d  discharges 
th rough  p rice  increases. Social and  
econom ic asp ec ts  o f tax a tio n  a re  o ften  
con trad ic to ry , b u t a  m ore profound  
an a ly s is  w ill show  th a t th e  fulfill­
m en t of th e  econom ic functions in  
p roduction , d istribu tion , th e  fo rm ation  
of cap ita l and  an  increase  of p ro­
du c tiv ity  is  th e  p re-cond ition  for a 
b e tte r  s ta n d a rd  of life. H ow ever, a  
co m prehensive  an d  en e rg e tic  ta x  re­
form  is u n th in k ab le  w ith o u t a  p rocess 
o f  change an d  ad ap ta tio n  in  th e  m ar­
k e t  sys tem  of th e  econom y. For th is 
reason , a  refo rm  is v e ry  difficult to 
c a r ry  o u t in  tim es o f ex trem e fiscal 
tensions.

R ésam é: L e  s y s t è m e  f i s c a l
a l l e m a n d  —  a s p e c t s  é c o n o -  
m i q n e s  e t  s o c i a u x .  Le systèm e 
fiscal de l 'é ta t, qui sous form e de 
con tribu tions réclam e u n e  p a r t  im ­
p o rtan te  du rev en u  national, e s t supe r­
posé  au  systèm e du  m arché qui d é te r­
m ine e t lim ite l'ensem ble  des rev en d ica­
tions fiscales. Le systèm e fiscal do it 
p ro céd er de façon que le  fonctionne­
m en t de l'économ ie du  m arché soit 
assu ré , donc il d o it p ren d re  en  égard  
des aspects économ iques. T andis que 
sous le  po in t de v u e  social la  p e rcep ­
tio n  des co n tribu tions do it p ro tég er 
le  re v e n u  d an s sa  fonction  d 'a s su re r  
l 'ex is ten ce  économ ique de  l'ind iv idu , 
sous le  p o in t de  v u e  de  l'économ ie 
n a tio n a le  c e tte  p ercep tio n  do it p ro ­
tég e r  le  rev en u  dans sa  fonction 
d 'accu m u le r des cap itau x  e t  de stim u­
le r  l 'a c tiv ité  économ ique. Le voliune 
d es charges fiscales, l'em plo i des con­
tr ib u tio n s p erçu es ainsi que le  p a rtag e  
d es rev en u s  e t fo rtu n es son t les fac­
te u rs  qui d é term inen t la  rép a rtitio n  de 
ces charges su r les ca tégo ries de con­
trib u tio n s d ifféren tes. La transfo rm ation  
su rv en u e  à  ce t égard  dans l'économ ie 
a llem ande fa it l 'o b je t d 'u n e  com­
p ara iso n  av ec  les systèm es fiscaux de 
l'A n g le te rre  e t des E tats-U nis. V ue la  
rép a rtitio n  ac tu e lle  des rev en u s  e t des 
fo rtunes la  lourde  charge des im pôts 
ren d  n écessa ire  d 'e n  fa ire  p a rtic ip e r  
aussi les m asses, a in s i fa isan t p a ra ître  
sous u n  jo u r  no u v eau  la  co n trib u tio n  
in d irec te . Q u an t à  l 'é v a lu a tio n  de 
celle-ci l 'a u te u r  recom m ande qu 'on  
p rocède p a r  im poser des tax es  p lus 
fo rtes  su r les p rix  d 'a r tic le s  de m oindre 
im portance, p lu tô t que d 'im poser des 
tax es  su r l 'ensem ble  d es p rix , parce  
que dan s ce  cas des décharges m u lti­
p les de  tax es  se ra ien t possib les. Bien 
so u v e n t les p o in ts de v u e  économ iques 
e t soc iaux  en tre n t en  co llision . Pour­
ta n t on  do it com prende que l'a ssu ran ce  
des fonctions économ iques de la  pro-' 
duction , d istribu tion , fo rm ation  de 
cap itau x  e t  augm en ta tio n  de  la  p ro ­
d u c tiv ité  e s t la  condition  p réa lab le  
po u r é lev e r le n iv eau  social. M algré 
ce la  u n e  réform e fiscale fondam entale  
es t inconcevab le  san s des m esu res de 
transfo rm ation  e t d 'ad a p ta tio n  d an s le 
se c teu r du  m arché. A insi est-e lle  à 
pe in e  réa lisab le  d an s des époques 
dem an d an t le s  effo rts les p lu s g rands.

K esnm en; P u n t o s  d e  v i s t a  e c o ­
n ó m i c o s  y  s o c i a l e s  e n  e l  
s i s t e m a  t r i b u t a r i o  a l e m á n .  
El rég im en  trib u ta rio  del Estado, que  
e n  la  sum a de la tr ib u tac ió n  ex ige  u n a  
po rción  co n siderab le  de la  re n ta  
nacional, y  asi de l p roducto  social, 
e s tá  su p e rp u es ta  a l sistem a del rég im en  
de  m ercado , e l cual lim ita  el d esar­
ro llo  del sis tem a trib u ta rio . Por eso, 
e l sis tem a tr ib u ta rio  tien e  que a ten d e r 
e l funcionam ien to  del rég im en  de 
m ercado , a s í destacan d o  sus aspectos 
económ icos. M ien tras que  el lado 
soc ial de  la  im posición  deb e  g a ran tir  
la  función  de  la  re n ta  como susten to  
del hom bre trab a jad o r, la  econom ía 
p o lítica  debe su b ra y a r la  función  de 
la  re n ta  como estim ulo  p a ra  form ar 
cap ita le s  y  aum en ta r e l rendim iento . 
La d istribución  de la  ca rg a  tr ib u ta ria  
sobre  lo s d ife ren tes m odalidades del 
im puesto  ha  de  v a r ia r  según  la 
m agn itud  de  la  carg a  trib u ta ria , e l uso 
del p roducto  de  la  tr ib u tac ió n  y  la 
ag rupación  de las ren tas  y  la s  fo rtunas. 
El au to r  com para e l cam bio que se  
p rodu jo  en  la  econom ía alem ana, con 
la  carg a  fiscal y  la d is trib u c ió n  de  los 
im puestos en  EE. UU. y  G ran  B ritaña. 
La g rande carg a  tr ib u ta ria , a n te  la  
d ad a  d istribución  de  las re n ta s  y  de 
la s  fo rtunas, h ace  im presc ind ib le  que 
se  re c u rre  a  la s  m asas, lo que pone 
e l g rav am en  'e n  u n a  n u ev a  luz. En lo 
que  re sp e c ta  a  los im puestos in ­
d irec to s, se p refieren  la s  con tribuciones 
esp ec ia les  que se im ponen  sob re  los 
p rec io s de m ercan c ías de in ferio r 
neces id ad , a  los im puestos sob re  los 
p rec ios en  genera l, que en c ie rran  la 
ten d en c ia  a  u n a  m últip le  tran sfe ren c ia . 
Los p u n tos de v ís ta  soc ia les y  econó­
m icos del g ravam en  es tán  a  m enudo  
an tagón icos, pe ro  un estud io  m inucioso  
re v e la  que  e l cum plim iento  de las 
funciones económ icos con resp ec to  a 
la  producción , a  la  d istribución , a  la  
fo rm ación de  cap ita l y  al aum ento  de  
p roducción  form an e l supuesto  p a ra  
u n a  alza del n iv e l de v ida. Pero u n a  
e x ten sa  y  rad ica l reform a tr ib u ta r ía  no 
e s  im aginab le  sin  que e lla  p rovoca  
tra s to rn o s  en  e l sec to r de l rég im en  de 
m ercado . Por eso, en  épocas de ex­
trem os esfuerzos fiscales no es rea li­
zab le  sino  can  g ran d es d ificu ltades.
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